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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. EuPatÜbk: Angabe eines bestimmten Herstellungsverfahrens 
Urteil vom 16.04.2024, Az: X ZR 28/22  

2. BGB: Vertretungsbefugnis der Eltern im Wechselmodell 
Beschluss vom 10.04.2024, Az: XII ZB 459/23  

3. HUVÜ, HUÜ: Beschwerde gegen Vollstreckbarerklärung eines ausländischen 
Kindesunterhaltstitels 
Beschluss vom 27.03.2024, Az: XII ZB 291/23  

4. AufenthG: Rechtswidrige Abschiebehaft bei Hindernis 
Beschluss vom 26.03.2024, Az: XIII ZB 44/21  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. EuPatÜbk: Angabe eines bestimmten Herstellungsverfahrens 

Urteil vom 16.04.2024, Az: X ZR 28/22 
a) Die Angabe eines bestimmten Herstellungsverfahrens in einem Patentanspruch, der 
ein Erzeugnis betrifft, dient lediglich der eindeutigen Kennzeichnung des Erzeugnis-
ses. Gegenstand des Patents ist trotz der Beschreibung durch das Herstellungsverfah-
ren aber das Erzeugnis als solches, das unabhängig von seinem Herstellungsweg die 
Voraussetzungen für die Patentierbarkeit erfüllen muss (Bestätigung von BGH, Be-
schluss vom 30. März 1993 - X ZB 13/90 , BGHZ 122, 144 = GRUR 1993, 651, juris 
Rn. 47 - Tetraploide Kamille; Urteil vom 8. Juni 2010 - X ZR 71/08 , juris Rn. 23). 
 
b) Schlägt sich das Herstellungsverfahren in Eigenschaften nieder, die nur auf diesem 
Weg erreicht werden können und deren Vorhandensein im fertigen Erzeugnis festge-
stellt werden kann, ist das Patent im Ergebnis dennoch auf Erzeugnisse beschränkt, die 
auf diesem Weg hergestellt worden sind (vgl. BGH, Beschluss vom 6. Juli 1971 - X 
ZB 9/70 , BGHZ 57, 1 = GRUR 1972, 80, juris Rn. 73 und 77 - Trioxan; Urteil vom 
19. Juni 2001 - X ZR 159/98 , GRUR 2001, 1129, juris Rn. 72 - Zipfelfreies Stahl-
band). 
 

  
2. BGB: Vertretungsbefugnis der Eltern im Wechselmodell 

Beschluss vom 10.04.2024, Az: XII ZB 459/23 
a) Allein aus dem Ausschluss eines Elternteils von der (gemeinsamen) elterlichen 
Sorge für die Geltendmachung von Kindesunterhalt für ein minderjähriges Kind folgt 
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bei nicht miteinander verheirateten Eltern noch nicht, dass auch der andere Elternteil 
von der Vertretung des Kindes ausgeschlossen ist (Fortführung von Senatsbeschluss 
BGHZ 229, 239 =FamRZ 2021, 1127). 
 
b) Befindet sich das Kind in der alleinigen Obhut eines Elternteils, so ist dieser allein 
vertretungsbefugt. 
 
c) Im Fall des Wechselmodells sind beide (nicht miteinander verheirateten) Elternteile 
hinsichtlich des gegen den jeweils anderen Elternteil gerichteten Unterhaltsteilan-
spruchs vertretungsbefugt. Der Bestellung eines Ergänzungspflegers oder einer Ent-
scheidung nach § 1628 BGB bedarf es nicht (Aufgabe von Senatsurteil vom 21. De-
zember 2005 - XII ZR 126/03 -FamRZ 2006, 1015). 
 

  
3. HUVÜ, HUÜ: Beschwerde gegen Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Kin-

desunterhaltstitels 
Beschluss vom 27.03.2024, Az: XII ZB 291/23 
a) Wird gegen die erstinstanzliche Entscheidung zur Vollstreckbarerklärung eines aus-
ländischen Unterhaltstitels Beschwerde eingelegt, ist das Beschwerdegericht nicht da-
ran gehindert, die Vollstreckbarkeit der Entscheidung im Ursprungsstaat im Einzelfall 
auch ohne Beibringung des von Art. 17 Abs. 1 Nr. 2 HUVÜ 1973 und Art. 25 Abs. 1 
lit. b HUÜ 2007 geforderten formalen Nachweises festzustellen (im Anschluss an Se-
natsbeschluss vom 24. August 2022 - XII ZB 268/19 -FamRZ 2022, 1719). 
 
b) Im Anwendungsbereich des HUÜ 2007 kann der Titelschuldner mit der Be-
schwerde gegen die Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Kindesunterhaltstitels 
nicht nach § 59 a AUG geltend machen, dass der antragstellende Elternteil, der den Ti-
tel erwirkt hat, nach Eintritt der Volljährigkeit des Kindes (auch hinsichtlich der Un-
terhaltsrückstände aus der Zeit der Minderjährigkeit) nicht mehr zur Vollstreckung der 
titulierten Kindesunterhaltsansprüche befugt ist. 
 

  
4. AufenthG: Rechtswidrige Abschiebehaft bei Hindernis 

Beschluss vom 26.03.2024, Az: XIII ZB 44/21 
Ein Antrag auf Anordnung von Abschiebungshaft oder von Ausreisegewahrsam ist un-
begründet, wenn ein Abschiebungshindernis vorliegt, die deutschen Behörden von die-
sem Hindernis Kenntnis haben und die antragstellende Behörde bei einer unverzügli-
chen, dem Beschleunigungsgebot entsprechenden Weiterleitung der Information den 
Antrag entweder gar nicht hätte stellen dürfen oder diesen rechtzeitig vor der gerichtli-
chen Entscheidung hätte zurücknehmen müssen; eine gleichwohl angeordnete Haft ist 
rechtswidrig. 
  

 

 


